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Bekanntmachungen der Gemeinde Albersroda 
 

 

Bekanntmachung der Wahlleiterin/des Wahlleiters 
 

 
für die Gemeinderatswahl in der Gemeinde Albersroda am 07. Juni 2009 

 
gebe ich aufgrund des § 15 des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) 
und des § 29 Abs. 2 der Kommunalwahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt (KWO LSA) für die 
Wahl zu den Vertretungen Folgendes bekannt: 
 
I. Zahl der Vertreterinnen/Vertreter 
   Mitglieder des   Höchstzahl der 
   Gemeinderats                Bewerber/innen 
                   je Wahlvorschlag    
Gemeinderat  in der Gemeinde Albersroda                                   8                               13 
   
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin/eines Einzelbewerbers (Einzelwahlvorschlag) darf nur 
den Namen dieser Bewerberin/dieses Bewerbers enthalten. 
 
II.  Anzahl und Abgrenzung der Wahlbereiche 
Im Wahlgebiet besteht ein Wahlbereich.  
 
III.  Unterschriften für Wahlvorschläge 
Jeder Wahlvorschlag für die Gemeinderatswahl muss von mindestens 4 der am Wahltage 
Wahlberechtigten des zuständigen Wahlbereichs persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein  
(§ 21 Abs. 9 KWG LSA). 
 
Es werden nur Unterstützungserklärungen berücksichtigt, die zwischen dem Zeitpunkt dieser  
Bekanntmachung und dem 13.04.2009 abgegeben worden sind. 
 
Jede wahlberechtigte Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat sie mehrere  
Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist ihre Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig. 
 
Hiervon ausgenommen sind gemäß § 21 Abs. 10 KWG LSA die folgenden Parteien, Wählergruppen 
und Einzelwahlvorschläge:  
Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU), DIE LINKE (DIE LINKE), 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), Freie Demokratische Partei (FDP), BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN (GRÜNE), Wählergemeinschaft „Für unsere Gemeinde“, 
Wählergemeinschaft Schönes Dorf 
 
IV.   Einreichung der Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von   

  Wahlvorschlägen 
Die Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von Wahlvorschlägen sind möglichst 
frühzeitig, spätestens bis zum  13.04.2009,18.00 Uhr, bei mir, Verwaltungsgemeinschaft Weida – 
Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf einzureichen. 

 
V. Inhalt und Form der Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen 
Die Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen für die Wahl zu den Vertretungen müssen 
nach den Inhalt und Form den Vorschriften der §§ 21 ff. KWG LSA und §§ 30 ff. KWO LSA 
entsprechen. 
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VI. Wahlanzeige 
Die unter § 22 Abs. 1 KWG LSA fallenden Parteien werden auf das Erfordernis der Wahlanzeige 
hingewiesen. 
 
Die Wahlanzeige ist bis zum 20.03.2009 bei der Landeswahlleiterin/dem Landeswahlleiter 
einzureichen. § 22 KWG LSA und § 32 KWO LSA sind zu beachten. 

 
VII.  Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen/Unionsbürgern 
Staatsangehörige aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind nach den für Deutsche 
geltenden Voraussetzungen wahlberechtigt und wählbar. 
 
Sie sind nicht wählbar, wenn sie nach den deutschen oder den Rechtsvorschriften des Staates, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzen, vom Wahlrecht ausgeschlossen sind oder sie infolge Richterspruchs 
die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben. 
 
 
06268 Nemsdorf - Göhrendorf, den 02.03.2009  Schneider                        
 
 
 
 
 
 
Hinweisbekanntmachung über den Austritt der Gemeinde Albersroda aus dem AZV Nebra 
Der Austritt der Gemeinde Albersroda aus dem AZV Nebra wurde durch die Kommunalaufsicht 
des Burgenlandkreises mit Bescheid vom 11.12.2008 unter bestimmten Bedingungen zum 
31.12.2008 genehmigt.  
Die Bedingungen sind abschließend durch die Genehmigung und Bekanntmachung des Beitritts 
der Gemeinde Albersroda zum AZV Weida-Land zum 31.01.2009 erfüllt. 
 
Durch die Kommunalaufsichtsbehörde des Burgenlandkreises wurde entsprechend § 8 Abs. 5 GKG 
LSA die Genehmigung am 05.02.2009 im Bekanntmachungsblatt des Burgenlandkreises 
veröffentlicht. 
 
 
Schneider 
Bürgermeister  
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1. Änderungssatzung 
der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für straßenbauliche 

Maßnahmen in der Gemeinde Albersroda (Straßenausbaubeitragssatzung) 
 

Auf Grund der §§ 6, 8, 44 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO - LSA) 
vom 05. Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch das Begleitgesetz zur 
Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008 (GVBl. LSA S. 40) in Verbindung mit den §§ 2 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes  (KAG - LSA) vom 11. Juni 1991 (GVBl. LSA S. 105) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA S. 406), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 17. Dezember 2008 
(GVBl. LSA S. 452)  beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Albersroda in seiner Sitzung am 
18.02.2009 die 1. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-
LSA für straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Albersroda 
(Straßenausbaubeitragssatzung). 
 

§ 1 
 
Die Straßenausbaubeitragssatzung der Gemeinde Albersroda  vom 05.07.2005 (veröffentlicht im 
Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Weida-Land Nr. 11/2005 vom 13.07.2005) wird wie folgt 
geändert:  
 
Der § 16 erhält folgende Fassung: 
 

§ 16 
Billigkeitsregelung  

 
(1) Ausgehend von einer Durchschnittsgröße der nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend 

Wohnzwecken dienenden Grundstücke im Gemeindegebiet mit 1.400 m² gelten derartige 
Wohngrundstücke als i. S. von § 6 c Abs. 2 Satz 1 KAG-LSA als übergroß, wenn die nach  

      § 7 Abs. 2 dieser Satzung zu berechnende Vorteilsfläche die vorgenannte Durchschnittsgröße 
um 30 v. H. (Begrenzungsfläche) oder mehr überschreitet. Derartige in diesem Sinne übergroße 
Wohngrundstücke werden in Größe der Begrenzungsfläche in vollem Umfang, hinsichtlich der 
die Begrenzungsfläche bis um 50 v. H. übersteigenden Vorteilsfläche zu weiteren 50 v. H. und 
wegen einer darüber hinaus bestehenden Vorteilsfläche zu weiteren 0 v. H. des sich nach  

      § 4 i. V. m. § 5 zu berechnenden Straßenausbaubeitrages herangezogen.  
 
(2) Übergroße Grundstücke mit mehr als fünf Wohneinheiten, die nach der tatsächlichen Nutzung 

vorwiegend Wohnzwecken dienen oder dienen werden, werden mit der gesamten 
Grundstücksfläche des sich nach § 4 i. V. mit § 7 Abs. 2 Nr. 6 zu berechnenden 
Straßenausbaubeitrages herangezogen. 

 
(3) Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet werden, 

wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde 
und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach 
Lage des Einzelfalls unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden.  

 
(4) Für Grundstücke, die zu zwei oder mehr Ausbaumaßnahmen nach dieser Satzung Zufahrt oder 

Zugang nehmen können, wird die Grundstücksfläche bei der Heranziehung mit 1/2 angesetzt. 
Dies gilt entsprechend für Grundstücke, die zu einer Ausbaumaßnahme nach dieser Satzung 
Zufahrt oder Zugang nehmen können und zusätzlich durch eine Erschließungsanlage 
erschlossen werden, für die Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch (BauGB) erhoben 
wurden oder zu erheben sind. Der Beitragsausfall wird von der Gemeinde getragen.  
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§ 2 
 
Diese 1. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für 
straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Albersroda (Straßenausbaubeitragssatzung) tritt am Tage 
nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Albersroda, 2009-02-19 
 
 
Schneider 
Bürgermeister                - Dienstsiegel - 
 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungen der Gemeinde Alberstedt 
 
Entsprechend § 3 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung des Landes Sachsen – Anhalt mache ich 
hiermit den Namen und die Anschrift der Gemeindewahlleiterin und ihrer Stellvertreterin für die 
Gemeinderatswahl in der Gemeinde Alberstedt am 07.06.2009 bekannt. 
Laut Beschluss des Gemeinderates vom  05.02.2009 wurde zur 
 
Gemeindewahlleiterin             und zur     Stellvertreterin der  
       Gemeindewahlleiterin 
 
Frau       Frau 
Erika Pfautsch      Steffi Richter 
Mühlweg 10                    Clara Zetkin Straße 10 
06279 Alberstedt     06279 Alberstedt 
 
bestellt. 
 
 
 
Alberstedt, den 04.03.2009    Bernhardt 
       Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Wahlleiterin/des Wahlleiters 
 

 
für die Gemeinderatswahl in der Gemeinde Alberstedt am 07. Juni 2009 

 
gebe ich aufgrund des § 15 des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) 
und des § 29 Abs. 2 der Kommunalwahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt (KWO LSA) für die 
Wahl zu den Vertretungen Folgendes bekannt: 
 
I. Zahl der Vertreterinnen/Vertreter 
   Mitglieder des          Höchstzahl der 
   Gemeinderats              Bewerber/innen 
               je Wahlvorschlag    
Gemeinderat  in der Gemeinde Alberstedt                                    8                         13 
   
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin/eines Einzelbewerbers (Einzelwahlvorschlag) darf nur 
den Namen dieser Bewerberin/dieses Bewerbers enthalten. 
 
II. Anzahl und Abgrenzung der Wahlbereiche     
Im Wahlgebiet besteht ein Wahlbereich.  
 
III. Unterschriften für Wahlvorschläge 
Jeder Wahlvorschlag für die Gemeinderatswahl muss von mindestens 4 der am Wahltage  
Wahlberechtigten des zuständigen Wahlbereichs persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein  
(§ 21 Abs. 9 KWG LSA). 
 
Es werden nur Unterstützungserklärungen berücksichtigt, die zwischen dem Zeitpunkt dieser  
Bekanntmachung und dem 13.04.2009 abgegeben worden sind. 
 
Jede wahlberechtigte Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat sie mehrere  
Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist ihre Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig. 
 
Hiervon ausgenommen sind gemäß § 21 Abs. 10 KWG LSA die folgenden Parteien, Wählergruppen 
und Einzelwahlvorschläge:  
Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU), DIE LINKE (DIE LINKE), 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), Freie Demokratische Partei (FDP), BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN (GRÜNE), Freiwillige Feuerwehr, Alberstedter Sportverein 

 
IV. Enreichung der Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von 

   Wahlvorschlägen 
Die Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von Wahlvorschlägen sind möglichst  
frühzeitig, spätestens bis zum  13.04.2009,18.00 Uhr, bei mir, Verwaltungsgemeinschaft Weida –  
Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf einzureichen. 

 
V. Inhalt und Form der Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen 
Die Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen für die Wahl zu den Vertretungen müssen 
nach den Inhalt und Form den Vorschriften der §§ 21 ff. KWG LSA und §§ 30 ff. KWO LSA 
entsprechen. 
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VI. Wahlanzeige 
Die unter § 22 Abs. 1 KWG LSA fallenden Parteien werden auf das Erfordernis der Wahlanzeige 
hingewiesen. 
 
Die Wahlanzeige ist bis zum 20.03.2009 bei der Landeswahlleiterin/dem Landeswahlleiter 
einzureichen. § 22 KWG LSA und § 32 KWO LSA sind zu beachten. 

 
VII. Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen/Unionsbürgern 
Staatsangehörige aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind nach den für Deutsche 
geltenden Voraussetzungen wahlberechtigt und wählbar. 
 
Sie sind nicht wählbar, wenn sie nach den deutschen oder den Rechtsvorschriften des Staates, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzen, vom Wahlrecht ausgeschlossen sind oder sie infolge Richterspruchs 
die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben. 
 
  
06268 Nemsdorf - Göhrendorf, den 02.03.2009  Pfautsch                        
                                                                                                            (Wahlleiterin)                                            
 
 
 
 

Haushaltssatzung der Gemeinde Alberstedt 
für das Haushaltsjahr 2009 

 
Aufgrund der  §§ 6, 44 Abs.3 Ziff. 4 und 92 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen 
Anhalt vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S.568) in der jeweils geltenden Fassung, hat der  
Gemeinderat der Gemeinde Alberstedt in der Sitzung am 05.02.2009 folgende  
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 beschlossen: 
 

§ 1 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009 wird  

 
im Verwaltungshaushalt 

 
in der Einnahme auf 314.800 € 
in der Ausgabe auf 353.900 € 
und 
im Vermögenshaushalt  

 
in der Einnahme auf 271.800 € 
in der Ausgabe auf 271.800 € 
 
festgesetzt: 

§ 2 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

 
§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
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§ 4 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf  200.000 €  festgesetzt. 

 
§ 5 

Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2009 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer  
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  350 v.H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)  350 v.H. 

2. Gewerbesteuer 350 v.H. 
 
 
 

Alberstedt, den 05.02.2009     Bernhardt 
Bürgermeister    

 
Siegel 

 
 
 

 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 wird hiermit öffentlich  
bekannt gemacht. 

 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 94 Abs.3 Satz 1 Gemeindeordnung für das  
Land Sachsen – Anhalt vom 09.03.2009 bis 17.03.2009 im Verwaltungsgebäude der 
Verwaltungsgemeinschaft Weida – Land, in 06268 Nemsdorf – Göhrendorf, Hauptstraße 43, 
Zimmer 8 während folgender Dienstzeiten zu jedermann Einsicht aus: 
 
Montag, Mittwoch und Donnerstag:  9.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr 
Dienstag:     9.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 18.00 Uhr 
Freitag:     9.00 bis 12.00 Uhr 
 
 
 
Alberstedt, den 03.03.2009     Bernhardt 

Bürgermeister        
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Bekanntmachungen der Gemeinde Barnstädt 
 
Entsprechend § 3 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung des Landes Sachsen – Anhalt mache ich 
hiermit den Namen und die Anschrift der Gemeindewahlleiterin und ihrer Stellvertreterin für die 
Gemeinderatswahl in der Gemeinde Barnstädt am 07.06.2009 bekannt. 
Laut Beschluss des Gemeinderates vom 10. 02. 2009 wurde zur 
 
 
Gemeindewahlleiterin             und zur     Stellvertreterin der  
       Gemeindewahlleiterin 
 
Frau       Frau 
Daniela Siebeck     Manuela Waldeck 
Kirchstraße 17 a                    Weg 209 Nr. 3 
06268 Barnstädt     06268 Barnstädt 
 
 
bestellt. 
 
 
Barnstädt, den 04.03.2009    Weber 
       Bürgermeister 
 
 
 
 

 

Bekanntmachung der Wahlleiterin/des Wahlleiters 
 

 
für die Gemeinderatswahl in der Gemeinde Barnstädt am 07. Juni 2009 

 
gebe ich aufgrund des § 15 des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) 
und des § 29 Abs. 2 der Kommunalwahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt (KWO LSA) für die 
Wahl zu den Vertretungen Folgendes bekannt: 
 
I. Zahl der Vertreterinnen/Vertreter 
   Mitglieder des          Höchstzahl der 
   Gemeinderats              Bewerber/innen 
             je Wahlvorschlag    
Gemeinderat  in der Gemeinde Barnstädt                                   12                          17 
   
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin/eines Einzelbewerbers (Einzelwahlvorschlag) darf nur 
den Namen dieser Bewerberin/dieses Bewerbers enthalten. 
 
II.  Anzahl und Abgrenzung der Wahlbereiche  
Im Wahlgebiet besteht ein Wahlbereich.  
 
III. Unterschriften für Wahlvorschläge 
Jeder Wahlvorschlag für die Gemeinderatswahl muss von mindestens 10 der am Wahltage  
Wahlberechtigten des zuständigen Wahlbereichs persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein  
(§ 21 Abs. 9 KWG LSA). 
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Es werden nur Unterstützungserklärungen berücksichtigt, die zwischen dem Zeitpunkt dieser 
Bekanntmachung und dem 13.04.2009 abgegeben worden sind. 
 
Jede wahlberechtigte Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat sie mehrere 
Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist ihre Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig. 
 
Hiervon ausgenommen sind gemäß § 21 Abs. 10 KWG LSA die folgenden Parteien, 
Wählergruppen und Einzelwahlvorschläge:  
Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU), DIE LINKE (DIE LINKE), 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), Freie Demokratische Partei (FDP), BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN (GRÜNE), Unabhängige Listenvereinigung Barnstädt,  
Freie Wählerliste GNK Barnstädt, Pro Bürger Initiative 

 
III. Einreichung der Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von  
         Wahlvorschlägen 
Die Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von Wahlvorschlägen sind möglichst 
frühzeitig, spätestens bis zum 13.04.2009, 18.00 Uhr, bei mir, Verwaltungsgemeinschaft Weida – 
Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf einzureichen. 

 
V. Inhalt und Form der Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen 
Die Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen für die Wahl zu den Vertretungen müssen 
nach den Inhalt und Form den Vorschriften der §§ 21 ff. KWG LSA und §§ 30 ff. KWO LSA 
entsprechen. 
 
VI. Wahlanzeige 
Die unter § 22 Abs. 1 KWG LSA fallenden Parteien werden auf das Erfordernis der Wahlanzeige 
hingewiesen. 
 
Die Wahlanzeige ist bis zum 20.03.2009 bei der Landeswahlleiterin/dem Landeswahlleiter 
einzureichen. § 22 KWG LSA und § 32 KWO LSA sind zu beachten. 

 
VII. Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen/Unionsbürgern 
Staatsangehörige aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind nach den für Deutsche 
geltenden Voraussetzungen wahlberechtigt und wählbar. 
 
Sie sind nicht wählbar, wenn sie nach den deutschen oder den Rechtsvorschriften des Staates, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzen, vom Wahlrecht ausgeschlossen sind oder sie infolge Richterspruchs 
die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben. 
 
 
06268 Nemsdorf - Göhrendorf, den 02.03.2009                   Siebeck 
                                                                                        (Wahlleiterin) 
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Bekanntmachungen der Gemeinde Esperstedt 
 
Entsprechend § 3 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung des Landes Sachsen – Anhalt mache ich 
hiermit den Namen und die Anschrift der Gemeindewahlleiterin und ihrer Stellvertreterin für die 
Gemeinderatswahl in der Gemeinde Esperstedt am 07.06.2009 bekannt. 
Laut Beschluss des Gemeinderates vom  17.02.2009 wurde zur 
 
Gemeindewahlleiterin             und zur     Stellvertreterin der  
       Gemeindewahlleiterin 
 
Frau       Frau 
Sandy Klingner     Gabriele Terppe 
Bahnhofstraße 9 a                    Querfurter Straße 77 
06279 Esperstedt     06279 Esperstedt 
 
 
bestellt. 
 
 
Esperstedt, den 04.03.2009    Pohl 
       Bürgermeister 
 
 
 

 

Bekanntmachung der Wahlleiterin/des Wahlleiters 
 

 
für die Gemeinderatswahl in der Gemeinde Esperstedt am 07. Juni 2009 

 
gebe ich aufgrund des § 15 des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) 
und des § 29 Abs. 2 der Kommunalwahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt (KWO LSA) für die 
Wahl zu den Vertretungen Folgendes bekannt: 
 
I.  Zahl der Vertreterinnen/Vertreter 
   Mitglieder des    Höchstzahl der  
   Gemeinderats        Bewerber/innen  
                                  je Wahlvorschlag     
Gemeinderat  in der Gemeinde Esperstedt                                  10                      15 
   
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin/eines Einzelbewerbers (Einzelwahlvorschlag) darf nur 
den Namen dieser Bewerberin/dieses Bewerbers enthalten. 
 
II.   Anzahl und Abgrenzung der Wahlbereiche         
Im Wahlgebiet besteht ein Wahlbereich.  

 
III. Unterschriften für Wahlvorschläge 
Jeder Wahlvorschlag für die Gemeinderatswahl muss von mindestens 6 der am Wahltage 
Wahlberechtigten des zuständigen Wahlbereichs persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein 
(§ 21 Abs. 9 KWG LSA). 
 
Es werden nur Unterstützungserklärungen berücksichtigt, die zwischen dem Zeitpunkt dieser 
Bekanntmachung und dem 13.04.2009 abgegeben worden sind. 
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Jede wahlberechtigte Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat sie mehrere 
Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist ihre Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig. 

 
Hiervon ausgenommen sind gemäß § 21 Abs. 10 KWG LSA die folgenden Parteien, Wählergruppen 
und Einzelwahlvorschläge:  
Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU), DIE LINKE (DIE LINKE), 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), Freie Demokratische Partei (FDP), BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN (GRÜNE), Freie Wählergemeinschaft Esperstedt /  Kuckenburg,  
Alternative 

 
IV.  Einreichung der Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von 
        Wahlvorschlägen 
Die Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von Wahlvorschlägen sind möglichst 
frühzeitig, spätestens bis zum 13.04.2009,18.00 Uhr, bei mir, Verwaltungsgemeinschaft Weida- 
Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf einzureichen. 

 
V.  Inhalt und Form der Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen 
Die Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen für die Wahl zu den Vertretungen müssen 
nach den Inhalt und Form den Vorschriften der §§ 21 ff. KWG LSA und §§ 30 ff. KWO LSA 
entsprechen. 

 
VI. Wahlanzeige 
Die unter § 22 Abs. 1 KWG LSA fallenden Parteien werden auf das Erfordernis der Wahlanzeige 
hingewiesen. 
 
Die Wahlanzeige ist bis zum 20.03.2009 bei der Landeswahlleiterin/dem Landeswahlleiter 
einzureichen. § 22 KWG LSA und § 32 KWO LSA sind zu beachten. 

 
VI.  Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen/Unionsbürgern 
Staatsangehörige aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind nach den für Deutsche 
geltenden Voraussetzungen wahlberechtigt und wählbar. 
 
Sie sind nicht wählbar, wenn sie nach den deutschen oder den Rechtsvorschriften des Staates, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzen, vom Wahlrecht ausgeschlossen sind oder sie infolge Richterspruchs 
die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben. 

 
 
06268 Nemsdorf - Göhrendorf, den 02.03.2009  Klingner                        

                                                                                                      (Wahlleiterin) 
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1. Änderungssatzung 
der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für straßenbauliche 

Maßnahmen in der Gemeinde Esperstedt (Straßenausbaubeitragssatzung) 
 

Auf Grund der §§ 6, 8, 44 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO - LSA) 
vom 05. Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch das Begleitgesetz zur 
Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008 (GVBl. LSA S. 40) in Verbindung mit den §§ 2 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes  (KAG - LSA) vom 11. Juni 1991 (GVBl. LSA S. 105) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA S. 406), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 17. Dezember 2008 
(GVBl. LSA S. 452)  hat der Gemeinderat der Gemeinde Esperstedt in seiner Sitzung vom 
17.02.2009 nachfolgende 1. Änderungssatzung beschlossen: 
 
      

§ 1  
Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für straßenbauliche 
Maßnahmen in der Gemeinde Esperstedt (Straßenausbaubeitragssatzung) vom 07.11.2005 
(veröffentlicht im Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Weida-Land Nr. 20/2005 vom 
16.11.2005) wird wie folgt geändert: 
 
Der § 16 erhält folgende Fassung: 
 

§ 16 
Billigkeitsregelung  

 
(1) Ausgehend von einer Durchschnittsgröße der nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend 

Wohnzwecken dienenden Grundstücke im Gemeindegebiet mit 1.196 m² gelten derartige 
Wohngrundstücke als i. S. von § 6 c Abs. 2 Satz 1 KAG-LSA als übergroß, wenn die nach  

      § 7 Abs. 2 dieser Satzung zu berechnende Vorteilsfläche die vorgenannte Durchschnittsgröße 
um 30 v. H. (Begrenzungsfläche) oder mehr überschreitet. Derartige in diesem Sinne übergroße 
Wohngrundstücke werden in Größe der Begrenzungsfläche in vollem Umfang, hinsichtlich der 
die Begrenzungsfläche bis um 50 v. H. übersteigenden Vorteilsfläche zu weiteren 50 v. H. und 
wegen einer darüber hinaus bestehenden Vorteilsfläche zu weiteren 0 v. H. des sich nach  

      § 4 i. V. m. § 5 zu berechnenden Straßenausbaubeitrages herangezogen.  
 
(2) Übergroße Grundstücke mit mehr als fünf Wohneinheiten, die nach der tatsächlichen Nutzung 

vorwiegend Wohnzwecken dienen oder dienen werden, werden mit der gesamten 
Grundstücksfläche des sich nach § 4 i. V. mit § 7 Abs. 2 Nr.6 zu berechnenden 
Straßenausbaubeitrages herangezogen. 

 
(3) Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet werden, 

wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde 
und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach 
Lage des Einzelfalls unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden.  

 
(4)  Für Grundstücke, die zu zwei oder mehr Ausbaumaßnahmen nach dieser Satzung Zufahrt oder 

Zugang nehmen können, wird die Grundstücksfläche bei der Heranziehung mit 1/2 angesetzt. 
Dies gilt entsprechend für Grundstücke, die zu einer Ausbaumaßnahme nach dieser Satzung 
Zufahrt oder Zugang nehmen können und zusätzlich durch eine Erschließungsanlage 
erschlossen werden, für die Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch (BauGB) erhoben 
wurden oder zu erheben sind. Der Beitragsausfall wird von der Gemeinde getragen.  
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§ 2  
 

Diese 1. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für 
straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Esperstedt (Straßenausbaubeitragssatzung) 
tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Esperstedt, 2009-02-18 
 
 
 
Pohl 
Bürgermeister      - Dienstsiegel - 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungen der Gemeinde Farnstädt 
 
Entsprechend § 3 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung des Landes Sachsen – Anhalt mache ich 
hiermit den Namen und die Anschrift der Gemeindewahlleiterin und ihrer Stellvertreterin für die 
Gemeinderatswahl in der Gemeinde Farnstädt am 07.06.2009 bekannt. 
Laut Beschluss des Gemeinderates vom 04. 02. 2009 wurde zur 
 
 
Gemeindewahlleiterin             und zur     Stellvertreterin der  
       Gemeindewahlleiterin 
 
 
Frau       Frau 
Verena Buchheim     Gislinde Ludwich 
Röblinger Straße 29                   Eislebener Straße 85 
06279 Farnstädt     06279 Farnstädt 
 
 
bestellt. 
 
 
Farnstädt, den 04.03.2009    Mylich 
       Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Wahlleiterin/des Wahlleiters 
 

 
für die Gemeinderatswahl in der Gemeinde Farnstädt am 07. Juni 2009 

 
gebe ich aufgrund des § 15 des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) 
und des § 29 Abs. 2 der Kommunalwahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt (KWO LSA) für die 
Wahl zu den Vertretungen Folgendes bekannt: 
 
I.  Zahl der Vertreterinnen/Vertreter 
   Mitglieder des          Höchstzahl der 
   Gemeinderats              Bewerber/innen 
             je Wahlvorschlag    
Gemeinderat  in der Gemeinde Farnstädt                                     12                            17 
   
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin/eines Einzelbewerbers (Einzelwahlvorschlag) darf nur 
den Namen dieser Bewerberin/dieses Bewerbers enthalten. 
 
II. Anzahl und Abgrenzung der Wahlbereiche           
Im Wahlgebiet besteht ein Wahlbereich.  
 
III. Unterschriften für Wahlvorschläge 
Jeder Wahlvorschlag für die Gemeinderatswahl muss von mindestens 10 der am Wahltage 
Wahlberechtigten des zuständigen Wahlbereichs persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein 
(§ 21 Abs. 9 KWG LSA). 
 
Es werden nur Unterstützungserklärungen berücksichtigt, die zwischen dem Zeitpunkt dieser 
Bekanntmachung und dem 13.04.2009 abgegeben worden sind. 
 
Jede wahlberechtigte Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat sie mehrere 
Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist ihre Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig. 
 
Hiervon ausgenommen sind gemäß § 21 Abs. 10 KWG LSA die folgenden Parteien, Wählergruppen 
und Einzelwahlvorschläge:  
Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU), DIE LINKE (DIE LINKE), 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), Freie Demokratische Partei (FDP),  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE), Freie Wählervereinigung Farnstädt e.V.,  
Einzelwahlvorschlag Inge Hüneburg 

 
IV.  Einreichung der Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von 
       Wahlvorschlägen 
Die Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von Wahlvorschlägen sind möglichst  
frühzeitig, spätestens bis zum  13.04.2009, 18.00 Uhr, bei mir, Verwaltungsgemeinschaft Weida – 
Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf einzureichen. 

 
V. Inhalt und Form der Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindunge 
Die Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen für die Wahl zu den Vertretungen müssen 
nach den Inhalt und Form den Vorschriften der §§ 21 ff. KWG LSA und §§ 30 ff. KWO LSA 
entsprechen. 

 
VI. Wahlanzeige 
Die unter § 22 Abs. 1 KWG LSA fallenden Parteien werden auf das Erfordernis der Wahlanzeige 
hingewiesen. 
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Die Wahlanzeige ist bis zum 20.03.2009 bei der Landeswahlleiterin/dem Landeswahlleiter 
einzureichen. § 22 KWG LSA und § 32 KWO LSA sind zu beachten. 

 
VII. Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen/Unionsbürgern 
Staatsangehörige aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind nach den für Deutsche 
geltenden Voraussetzungen wahlberechtigt und wählbar. 
 
Sie sind nicht wählbar, wenn sie nach den deutschen oder den Rechtsvorschriften des Staates, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzen, vom Wahlrecht ausgeschlossen sind oder sie infolge Richterspruchs 
die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben. 

 
 

06268 Nemsdorf - Göhrendorf, den 02.03.2009                      Buchheim                        
                                                                                            (Wahlleiterin) 
                                                                                                                                   

 
 
 
 
Bekanntmachungen der Gemeinde Nemsdorf-Göhrendorf 
 
Entsprechend § 3 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung des Landes Sachsen – Anhalt mache ich 
hiermit den Namen und die Anschrift der Gemeindewahlleiterin und ihrer Stellvertreterin für die 
Gemeinderatswahl in der Gemeinde Nemsdorf - Göhrendorf am 07.06.2009 bekannt. 
Laut Beschluss des Gemeinderates vom 04. 02. 2009 wurde zur 
 
 
Gemeindewahlleiterin             und zur     Stellvertreterin der  
       Gemeindewahlleiterin 
 
 
Frau       Frau 
Lorena Glaser      Yvonne Schergun 
Plan 4                     Hauptstraße 30a 
06268 Nemsdorf – Göhrendorf                                 06268 Nemsdorf - Göhrendorf 
 
bestellt. 
 
 
Nemsdorf - Göhrendorf, den 04.03.2009  Reh 
       Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Wahlleiterin/des Wahlleiters 
 

 
für die Gemeinderatswahl in der Gemeinde Nemsdorf - Göhrendorf am 07. Juni 2009 

 
gebe ich aufgrund des § 15 des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) 
und des § 29 Abs. 2 der Kommunalwahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt (KWO LSA) für die 
Wahl zu den Vertretungen Folgendes bekannt: 
 
I.  Zahl der Vertreterinnen/Vertreter 
   Mitglieder des     Höchstzahl der  
   Gemeinderats         Bewerber/innen 
        je Wahlvorschlag    
Gemeinderat  in der Gemeinde Nemsdorf - Göhrendorf             10                      15 
 
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin/eines Einzelbewerbers (Einzelwahlvorschlag) darf nur 
den Namen dieser Bewerberin/dieses Bewerbers enthalten. 
 
II.  Anzahl und Abgrenzung der Wahlbereiche        
Im Wahlgebiet besteht ein Wahlbereich.  
 
III. Unterschriften für Wahlvorschläge 
Jeder Wahlvorschlag für die Gemeinderatswahl muss von mindestens 8 der am Wahltage 
Wahlberechtigten des zuständigen Wahlbereichs persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein 
(§ 21 Abs. 9 KWG LSA). 
 
Es werden nur Unterstützungserklärungen berücksichtigt, die zwischen dem Zeitpunkt dieser 
Bekanntmachung und dem13.04.2009 abgegeben worden sind. 
 
Jede wahlberechtigte Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat sie mehrere 
Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist ihre Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig. 
 
Hiervon ausgenommen sind gemäß § 21 Abs. 10 KWG LSA die folgenden Parteien, Wählergruppen 
und Einzelwahlvorschläge:  
Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU), DIE LINKE (DIE LINKE), 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), Freie Demokratische Partei (FDP),  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE), Einzelbewerber Ralf Müller,  
Einzelbewerber Katrin Lungershausen 
 
IV.  Einreichung der Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von 
        Wahlvorschlägen 
Die Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von Wahlvorschlägen sind möglichst 
frühzeitig, spätestens bis zum  13.04.2009, 18.00 Uhr, bei mir, Verwaltungsgemeinschaft Weida – 
Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf einzureichen. 

 
V.  Inhalt und Form der Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen 
Die Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen für die Wahl zu den Vertretungen müssen 
nach den Inhalt und Form den Vorschriften der §§ 21 ff. KWG LSA und §§ 30 ff. KWO LSA 
entsprechen. 

 
VI. Wahlanzeige 
Die unter § 22 Abs. 1 KWG LSA fallenden Parteien werden auf das Erfordernis der Wahlanzeige 
hingewiesen. 
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Die Wahlanzeige ist bis zum 20.03.2009  bei der Landeswahlleiterin/dem Landeswahlleiter 
einzureichen. § 22 KWG LSA und § 32 KWO LSA sind zu beachten. 
 
VII.  Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen/Unionsbürgern 
Staatsangehörige aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind nach den für Deutsche 
geltenden Voraussetzungen wahlberechtigt und wählbar. 

 
Sie sind nicht wählbar, wenn sie nach den deutschen oder den Rechtsvorschriften des Staates, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzen, vom Wahlrecht ausgeschlossen sind oder sie infolge Richterspruchs 
die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben. 
 
 
06268 Nemsdorf - Göhrendorf, den 02.03.2009                        Glaser                        

                                                                                              (Wahlleiterin) 
 
 
 
 

1. Änderungssatzung 
der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für straßenbauliche 

Maßnahmen in der Gemeinde Nemsdorf-Göhrendorf 
 (Straßenausbaubeitragssatzung) 

 
Auf Grund der §§ 6, 8, 44 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO - LSA) 
vom 05. Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch das Begleitgesetz zur 
Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008 (GVBl. LSA S. 40) in Verbindung mit den §§ 2 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes  (KAG - LSA) vom 11. Juni 1991 (GVBl. LSA S. 105) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA S. 406), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 17. Dezember 2008 
(GVBl. LSA S. 452)  hat der Gemeinderat der Gemeinde Nemsdorf-Göhrendorf in seiner Sitzung 
vom 17.02.2009 nachfolgende 1. Änderungssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG – LSA für straßenbauliche 
Maßnahmen in der Gemeinde Nemsdorf-Göhrendorf (Straßenausbaubeitragssatzung) vom 
21.09.2005 (veröffentlicht im Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Weida-Land Nr. 18 vom 
05.10.2005) wird wie folgt geändert: 
 
Der § 16 erhält folgende Fassung: 
 

§ 16 
Billigkeitsregelung  

 
(1) Ausgehend von einer Durchschnittsgröße der nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend 

Wohnzwecken dienenden Grundstücke im Gemeindegebiet mit 1.000 m² gelten derartige 
Wohngrundstücke als i. S. von § 6 c Abs. 2 Satz 1 KAG-LSA als übergroß, wenn die nach  

      § 7 Abs. 2 dieser Satzung zu berechnende Vorteilsfläche die vorgenannte Durchschnittsgröße 
um 30 v. H. (Begrenzungsfläche) oder mehr überschreitet. 
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Derartige in diesem Sinne übergroße Wohngrundstücke werden in Größe der 
Begrenzungsfläche in vollem Umfang, hinsichtlich der die Begrenzungsfläche bis um 50 v. H. 
übersteigenden Vorteilsfläche zu weiteren 50 v. H. und wegen einer darüber hinaus 
bestehenden Vorteilsfläche zu weiteren 0 v. H. des sich nach § 4 i. V. m. § 5 zu berechnenden 
Straßenausbaubeitrages herangezogen.  

 
(2) Übergroße Grundstücke mit mehr als fünf Wohneinheiten, die nach der tatsächlichen Nutzung 

vorwiegend Wohnzwecken dienen oder dienen werden, werden mit der gesamten 
Grundstücksfläche des sich nach § 4 i. V. mit § 7 Abs. 2 Nr. 6 zu berechnenden 
Straßenausbaubeitrages herangezogen. 

 
(3) Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet werden, 

wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde 
und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach 
Lage des Einzelfalls unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden.  

 
(4) Für Grundstücke, die zu zwei oder mehr Ausbaumaßnahmen nach dieser Satzung Zufahrt oder 

Zugang nehmen können, wird die Grundstücksfläche bei der Heranziehung mit 1/2 angesetzt.  
 

Dies gilt entsprechend für Grundstücke, die zu einer Ausbaumaßnahme nach dieser Satzung 
Zufahrt oder Zugang nehmen können und zusätzlich durch eine Erschließungsanlage 
erschlossen werden, für die Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch (BauGB) erhoben 
wurden oder zu erheben sind. Der Beitragsausfall wird von der Gemeinde getragen.  

 
 

§ 2 
 
Diese 1. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für 
straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Nemsdorf-Göhrendorf 
(Straßenausbaubeitragssatzung) tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Nemsdorf-Göhrendorf, 2009-02-18 
 
 
Reh 
Bürgermeister                                                    - Dienstsiegel -   
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Bekanntmachung der Gemeinde Obhausen 
 

 

Bekanntmachung der Wahlleiterin/des Wahlleiters 
 

 
für die Gemeinderatswahl in der Obhausen am 07. Juni 2009 

 
gebe ich aufgrund des § 15 des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) 
und des § 29 Abs. 2 der Kommunalwahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt (KWO LSA) für die 
Wahl zu den Vertretungen Folgendes bekannt: 
 
I.  Zahl der Vertreterinnen/Vertreter 
   Mitglieder des      Höchstzahl der  
   Gemeinderats          Bewerber/innen 
         je Wahlvorschlag    
Gemeinderat  in der Gemeinde Obhausen                               12             17 
   
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin/eines Einzelbewerbers (Einzelwahlvorschlag) darf nur 
den Namen dieser Bewerberin/dieses Bewerbers enthalten. 
 
II.  Anzahl und Abgrenzung der Wahlbereiche          
Im Wahlgebiet besteht ein Wahlbereich.  
 
III. Unterschriften für Wahlvorschläge 
Jeder Wahlvorschlag für die Gemeinderatswahl muss von mindestens 15 der am Wahltage 
Wahlberechtigten des zuständigen Wahlbereichs persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein 
(§ 21 Abs. 9 KWG LSA). 
 
Es werden nur Unterstützungserklärungen berücksichtigt, die zwischen dem Zeitpunkt dieser 
Bekanntmachung und dem13.04.2009 abgegeben worden sind. 
 
Jede wahlberechtigte Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat sie mehrere 
Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist ihre Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig. 
 
Hiervon ausgenommen sind gemäß § 21 Abs. 10 KWG LSA die folgenden Parteien, Wählergruppen 
und Einzelwahlvorschläge:  
Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU), DIE LINKE (DIE LINKE), 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), Freie Demokratische Partei (FDP),  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE), Freie Wählergemeinschaft Obhausen 
 
IV. Einreichung der Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von             
       Wahlvorschlägen 
Die Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von Wahlvorschlägen sind möglichst 
frühzeitig, spätestens bis zum  13.04.2009, 18.00 Uhr, bei mir, Verwaltungsgemeinschaft Weida – 
Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf einzureichen. 
 
V.  Inhalt und Form der Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen 
Die Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen für die Wahl zu den Vertretungen müssen 
nach den Inhalt und Form den Vorschriften der §§ 21 ff. KWG LSA und §§ 30 ff. KWO LSA 
entsprechen. 
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VI. Wahlanzeige 
Die unter § 22 Abs. 1 KWG LSA fallenden Parteien werden auf das Erfordernis der Wahlanzeige 
hingewiesen. 
 
Die Wahlanzeige ist bis zum 20.03.2009 bei der Landeswahlleiterin/dem Landeswahlleiter 
einzureichen. § 22 KWG LSA und § 32 KWO LSA sind zu beachten. 

 
VII. Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen/Unionsbürgern 
Staatsangehörige aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind nach den für Deutsche 
geltenden Voraussetzungen wahlberechtigt und wählbar. 
 
Sie sind nicht wählbar, wenn sie nach den deutschen oder den Rechtsvorschriften des Staates, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzen, vom Wahlrecht ausgeschlossen sind oder sie infolge Richterspruchs 
die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben. 

 
 

06268 Nemsdorf - Göhrendorf, den 02.03.2009                   Böttcher                        
                                                                                        (Wahlleiter)                                                              

 
 
 
 
 
Bekanntmachungen der Stadt Schraplau 
 
Entsprechend § 3 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung des Landes Sachsen – Anhalt mache ich 
hiermit den Namen und die Anschrift der Gemeindewahlleiterin und ihrer Stellvertreterin für die 
Stadtratswahl in der Stadt Schraplau am 07.06.2009 bekannt. 
Laut Beschluss des Stadtrates vom 03. 03. 2009 wurde zur 
 
Gemeindewahlleiterin             und zur     Stellvertreterin der  
       Gemeindewahlleiterin 
 
 
Frau       Frau 
Nicole Lippert      Edith Lorbeer 
Dr. Gebhardt Straße 12                   Querfurter Straße 19 
06279 Schraplau     06279 Schraplau 
 
 
bestellt. 
 
 
Schraplau, den 04.03.2009    Richter 
       Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



    05. März 2009                                  Amtsblatt Nr. 4                                               Seite 23 
 
 

 

Bekanntmachung der Wahlleiterin/des Wahlleiters 
 

 
für die Gemeinderatswahl in der Stadt Schraplau am 07. Juni 2009 

 
gebe ich aufgrund des § 15 des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) 
und des § 29 Abs. 2 der Kommunalwahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt (KWO LSA) für die 
Wahl zu den Vertretungen Folgendes bekannt: 
 
I.  Zahl der Vertreterinnen/Vertreter 
   Mitglieder des     Höchstzahl der  
   Gemeinderats         Bewerber/innen 
        je Wahlvorschlag    
Stadtrat in der Stadt Schraplau                                                    12                      17 
   
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin/eines Einzelbewerbers (Einzelwahlvorschlag) darf nur 
den Namen dieser Bewerberin/dieses Bewerbers enthalten. 
 
II. Anzahl und Abgrenzung der Wahlbereiche  
Im Wahlgebiet besteht ein Wahlbereich.  
 
III. Unterschriften für Wahlvorschläge 
Jeder Wahlvorschlag für die Gemeinderatswahl muss von mindestens 11 der am Wahltage 
Wahlberechtigten des zuständigen Wahlbereichs persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein 
(§ 21 Abs. 9 KWG LSA). 
 
Es werden nur Unterstützungserklärungen berücksichtigt, die zwischen dem Zeitpunkt dieser 
Bekanntmachung und dem 13.04.2009 abgegeben worden sind. 
 
Jede wahlberechtigte Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat sie mehrere 
Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist ihre Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig. 
 
Hiervon ausgenommen sind gemäß § 21 Abs. 10 KWG LSA die folgenden Parteien, Wählergruppen 
und Einzelwahlvorschläge:  
Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU), DIE LINKE (DIE LINKE), 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), Freie Demokratische Partei (FDP),  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE), Wählergemeinschaft „Für Schraplau“,  
Landfrauen Schraplau 
 
IV.  Einreichung der Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von     
        Wahlvorschlägen 
Die Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von Wahlvorschlägen sind möglichst 
frühzeitig, spätestens bis zum  13.04.2009, 18.00 Uhr, bei mir, Verwaltungsgemeinschaft Weida – 
Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf einzureichen. 

 
V. Inhalt und Form der Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen 
Die Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen für die Wahl zu den Vertretungen müssen 
nach den Inhalt und Form den Vorschriften der §§ 21 ff. KWG LSA und §§ 30 ff. KWO LSA 
entsprechen. 
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VI. Wahlanzeige 
Die unter § 22 Abs. 1 KWG LSA fallenden Parteien werden auf das Erfordernis der Wahlanzeige 
hingewiesen. 
 
Die Wahlanzeige ist bis zum 20.03.2009 bei der Landeswahlleiterin/dem Landeswahlleiter 
einzureichen. § 22 KWG LSA und § 32 KWO LSA sind zu beachten. 

 
VII.  Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen/Unionsbürgern 
Staatsangehörige aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind nach den für Deutsche 
geltenden Voraussetzungen wahlberechtigt und wählbar. 
 
Sie sind nicht wählbar, wenn sie nach den deutschen oder den Rechtsvorschriften des Staates, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzen, vom Wahlrecht ausgeschlossen sind oder sie infolge Richterspruchs 
die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben. 

 
 

06268 Nemsdorf - Göhrendorf, den 02.03.2009                       Lippert                        
                                                                                             (Wahlleiterin) 
                                                                                                                                 

 
 
 

1. Änderungssatzung 
der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA 

 für straßenbauliche Maßnahmen in der Stadt Schraplau  
(Straßenausbaubeitragssatzung) 

 
Auf Grund der §§ 6, 8, 44 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt  
(GO - LSA) vom 05. Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch das Begleitgesetz 
zur Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008 (GVBl. LSA S. 40) in Verbindung mit den §§ 2 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes  (KAG - LSA) vom 11. Juni 1991 (GVBl. LSA S. 105) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA S. 406), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 17. Dezember 2008 
(GVBl. LSA S. 452)  beschließt der Stadtrat der Stadt Schraplau in seiner Sitzung am 03.03.2009 
die 1. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für 
straßenbauliche Maßnahmen in der Stadt Schraplau (Straßenausbaubeitragssatzung)  
 

§ 1 
 
Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für straßenbauliche 
Maßnahmen in der Stadt Schraplau vom 21.09.2005 (veröffentlicht im Amtsblatt der 
Verwaltungsgemeinschaft Weida-Land Nr. 18/2005 vom 05.10.2005) wird wie folgt geändert:  
 
Der § 16 erhält folgende Fassung: 
 

§ 16 
Billigkeitsregelung  

 
(1) Ausgehend von einer Durchschnittsgröße der nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend 

Wohnzwecken dienenden Grundstücke im Stadtgebiet mit 1.291 m² gelten derartige 
Wohngrundstücke als i. S. von § 6 c Abs. 2 Satz 1 KAG-LSA als übergroß, wenn die nach  

      § 7 Abs. 2 dieser Satzung zu berechnende Vorteilsfläche die vorgenannte Durchschnittsgröße 
um 30 v. H. (Begrenzungsfläche) oder mehr überschreitet.  
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Derartige in diesem Sinne übergroße Wohngrundstücke werden in Größe der 
Begrenzungsfläche in vollem Umfang, hinsichtlich der die Begrenzungsfläche bis um 50 v. H. 
übersteigenden Vorteilsfläche zu weiteren 50 v. H. und wegen einer darüber hinaus 
bestehenden Vorteilsfläche zu weiteren 0 v. H. des sich nach § 4 i. V. m. § 5 zu berechnenden 
Straßenausbaubeitrages herangezogen.  

 
(2) Übergroße Grundstücke mit mehr als fünf Wohneinheiten, die nach der tatsächlichen Nutzung 

vorwiegend Wohnzwecken dienen oder dienen werden, werden mit der gesamten 
Grundstücksfläche des sich nach § 4 i. V. mit § 7 Abs. 2 Nr.6 zu berechnenden 
Straßenausbaubeitrages herangezogen. 

 
(3) Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet werden, 

wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde 
und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach 
Lage des Einzelfalls unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden.  

 
(4) Für Grundstücke, die zu zwei oder mehr Ausbaumaßnahmen nach dieser Satzung Zufahrt oder 

Zugang nehmen können, wird die Grundstücksfläche bei der Heranziehung mit 1/2 angesetzt.  
 

Dies gilt entsprechend für Grundstücke, die zu einer Ausbaumaßnahme nach dieser Satzung 
Zufahrt oder Zugang nehmen können und zusätzlich durch eine Erschließungsanlage 
erschlossen werden, für die Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch (BauGB) erhoben 
wurden oder zu erheben sind. Der Beitragsausfall wird von der Gemeinde getragen.  

 
§ 2 

 
Diese 1. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für 
straßenbauliche Maßnahmen in der Stadt Schraplau (Straßenausbaubeitragssatzung)  
tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Schraplau, 2009-03-04 
 
 
Richter 
Bürgermeister      - Dienstsiegel - 
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Bekanntmachungen der Gemeinde Steigra 
 
Entsprechend § 3 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung des Landes Sachsen – Anhalt mache ich 
hiermit den Namen und die Anschrift der Gemeindewahlleiterin und ihrer Stellvertreterin für die 
Gemeinderatswahl in der Gemeinde Steigra am 07.06.2009 bekannt. 
Laut Beschluss des Gemeinderates vom 19. 02. 2009 wurde zur 
 
 
Gemeindewahlleiterin             und zur     Stellvertreterin der  
       Gemeindewahlleiterin 
 
Frau       Frau 
Ute Münx      Christel Kuntz 
Hauptstraße 18     An der Litzke 2 
06268 Steigra      06268 Steigra 
 
 
bestellt. 
 
Steigra, den 04. 03. 2009                                   Wrede 
       Bürgermeister 
 
 
 
 

 

Bekanntmachung der Wahlleiterin/des Wahlleiters 
 

 
für die Gemeinderatswahl in der Gemeinde Steigra am 07. Juni 2009 

 
gebe ich aufgrund des § 15 des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) 
und des § 29 Abs. 2 der Kommunalwahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt (KWO LSA) für die 
Wahl zu den Vertretungen Folgendes bekannt: 
 
I.  Zahl der Vertreterinnen/Vertreter 
   Mitglieder des    Höchstzahl der  
   Gemeinderats        Bewerber/innen  
       je Wahlvorschlag    
Gemeinderat  in der Gemeinde Steigra                                       10                      15 
 
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin/eines Einzelbewerbers (Einzelwahlvorschlag) darf nur 
den Namen dieser Bewerberin/dieses Bewerbers enthalten. 
 
II.  Anzahl und Abgrenzung der Wahlbereiche  
Im Wahlgebiet besteht ein Wahlbereich.  
 
III. Unterschriften für Wahlvorschläge 
Jeder Wahlvorschlag für die Gemeinderatswahl muss von mindestens 7 der am Wahltage 
Wahlberechtigten des zuständigen Wahlbereichs persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein 
(§ 21 Abs. 9 KWG LSA). 
 
Es werden nur Unterstützungserklärungen berücksichtigt, die zwischen dem Zeitpunkt dieser 
Bekanntmachung und dem 13.04.2009  abgegeben worden sind. 
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Jede wahlberechtigte Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat sie mehrere 
Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist ihre Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig. 
 
Hiervon ausgenommen sind gemäß § 21 Abs. 10 KWG LSA die folgenden Parteien, Wählergruppen 
und Einzelwahlvorschläge:  
Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU), DIE LINKE (DIE LINKE), 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), Freie Demokratische Partei (FDP),  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE), Freie Wähler Steigra, Einzelbewerber Kaßler 
 
IV. Einreichung der Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von 
      Wahlvorschlägen  
Die Wahlvorschläge und Erklärungen über die Verbindung von Wahlvorschlägen sind möglichst 
frühzeitig, spätestens bis zum 13.04.2009, 18.00 Uhr, bei mir, Verwaltungsgemeinschaft Weida –  
Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf einzureichen. 

 
V.  Inhalt und Form der Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen 
Die Wahlvorschläge und Wahlvorschlagsverbindungen für die Wahl zu den Vertretungen müssen 
nach den Inhalt und Form den Vorschriften der §§ 21 ff. KWG LSA und §§ 30 ff. KWO LSA 
entsprechen. 

 
VI.  Wahlanzeige 
Die unter § 22 Abs. 1 KWG LSA fallenden Parteien werden auf das Erfordernis der Wahlanzeige 
hingewiesen. 
 
Die Wahlanzeige ist bis zum 20.03.2009  bei der Landeswahlleiterin/dem Landeswahlleiter 
einzureichen. § 22 KWG LSA und § 32 KWO LSA sind zu beachten. 

 
VII. Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen/Unionsbürgern 
Staatsangehörige aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind nach den für Deutsche 
geltenden Voraussetzungen wahlberechtigt und wählbar. 
 
Sie sind nicht wählbar, wenn sie nach den deutschen oder den Rechtsvorschriften des Staates, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzen, vom Wahlrecht ausgeschlossen sind oder sie infolge Richterspruchs 
die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben. 

 
 

06268 Nemsdorf - Göhrendorf, den 02.03.2009                          Münx                        
                                                                                                (Wahlleiterin) 
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2. Änderungssatzung 
der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für straßenbauliche 

Maßnahmen in der Gemeinde Steigra (Straßenausbaubeitragssatzung) 
 

Auf Grund der §§ 6, 8, 44 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO - LSA) 
vom 05. Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch das Begleitgesetz zur 
Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008 (GVBl. LSA S. 40) in Verbindung mit den §§ 2 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes  (KAG - LSA) vom 11. Juni 1991 (GVBl. LSA S. 105) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA S. 406), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 17. Dezember 2008 
(GVBl. LSA S. 452)  beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Steigra in seiner Sitzung am 
19.02.2009 die 2. Änderungssatzung zur Straßenausbaubeitragssatzung der Gemeinde Steigra. 
 
 

§ 1 
 
Die Straßenausbaubeitragssatzung der Gemeinde Steigra  vom 27.04.2001 (veröffentlicht im 
Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Wein-Weida-Land Nr. 8/2001 vom 30.04.2001), zuletzt 
geändert durch die 1. Änderungssatzung vom 21.10.2003 (veröffentlicht im Amtsblatt der 
Verwaltungsgemeinschaft Wein-Weida-Land Nr. 21/2003 vom 18.11.2003) wird wie folgt 
geändert:  
 
Der § 16 erhält folgende Fassung: 
 

§ 16 
Billigkeitsregelung  

 
(1) Bei der Berechnung der beitragspflichtigen Grundstücksfläche erfolgt eine Heranziehung der 

Grundstücksfläche bei überwiegend Wohnzwecken dienenden übergroßen Grundstücken 
lediglich in der Form, dass diese Grundstücke bis zur für das Satzungsgebiet ermittelten 
durchschnittlichen Grundstücksgröße für Wohngrundstücke, multipliziert mit dem Faktor 1,30, 
in voller Höhe herangezogen werden. 

 
(2) Die drüber hinausgehende Fläche wird nur zu 60 % veranlagt. 
 
(3) Die durchschnittliche Grundstücksgröße der überwiegend Wohnzwecken dienenden 

Grundstücke im Satzungsgebiet beträgt 911 m². Die Heranziehung nach Absatz 1 beschränkt 
sich daher auf 1.184 m². 

 
(4) Übergroße Grundstücke mit mehr als fünf Wohneinheiten, die nach der tatsächlichen Nutzung 

vorwiegend Wohnzwecken dienen oder dienen werden, werden mit der gesamten 
Grundstücksfläche des sich nach § 4 i. V. mit § 7 Abs. 2 Nr.6 zu berechnenden 
Straßenausbaubeitrages herangezogen. 

 
(5) Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet werden, 

wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde 
und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach 
Lage des Einzelfalls unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden.  

 
(6) Wohngrundstücke, Gewerbegrundstücke und landwirtschaftlich genutzte Grundstücke werden 

nach Art und Maß rechtlich zulässiger Nutzung veranlagt. Der Heranziehungsbescheid 
beschränkt sich auf die tatsächliche Nutzung. 
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(7) Werden Grundstücke landwirtschaftlich in Sinne des § 201 des Baugesetzbuches oder als Wald 

genutzt, ist der Beitrag so lange zinslos zu stunden, wie das Grundstück zur Erhaltung der 
Wirtschaftlichkeit des landwirtschaftlichen Betriebes genutzt werden muss. Satz 1 gilt auch für 
die Fälle der Nutzungsüberlassung und Betriebsübergabe an Familienangehörige im Sinne des 
§ 15 der Abgabenordnung. Bei bebauten und tatsächlich angeschlossenen Grundstücken und 
Teilflächen eines Grundstückes im Sinne von Satz 1 gilt dies nur wenn  
1. die Bebauung ausschließlich der landwirtschaftlichen Nutzung dient und  
2. die öffentliche Einrichtung nicht in Anspruch genommen wird. Eine Entsorgung von 

Niederschlagswasser in durchschnittlich unbedeutender Menge bleibt unberücksichtigt. 
Satz 3 Nr. 1 gilt für die Stundung von Straßenausbaubeiträgen landwirtschaftlich genutzter 
Grundstücke entsprechend. 

 
(8)  Der Beitrag ist auch zinslos zu stunden, solange 

1. Grundstücke als Kleingärten im Sinne des Bundeskleingartengesetzes vom 
28. Februar 1983 (BGBl S. 210), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Schuldrechtsänderungsgesetzes vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2457), genutzt 
werden oder 

2. Grundstücke oder Teile von Grundstücken aus Gründen des Naturschutzes mit einer 
Veränderungssperre belegt sind. 

 
 

§ 2 
 
Die 2. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für 
straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Steigra (Straßenausbaubeitragssatzung) tritt am 
Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Steigra, 2009-02-20 
 
 
Wrede 
Bürgermeister      - Dienstsiegel - 
 
 
 
 
Hinweisbekanntmachung über den Austritt der Gemeinde Albersroda aus dem AZV Nebra 
Der Austritt der Gemeinde Albersroda aus dem AZV Nebra wurde durch die Kommunalaufsicht 
des Burgenlandkreises mit Bescheid vom 11.12.2008 unter bestimmten Bedingungen zum 
31.12.2008 genehmigt.  
Die Bedingungen sind abschließend durch die Genehmigung und Bekanntmachung des Beitritts 
der Gemeinde Albersroda zum AZV Weida-Land zum 31.01.2009 erfüllt. 
 
Durch die Kommunalaufsichtsbehörde des Burgenlandkreises wurde entsprechend § 8 Abs. 5 GKG 
LSA die Genehmigung am 05.02.2009 im Bekanntmachungsblatt des Burgenlandkreises 
veröffentlicht. 
 
 
Wrede 
Bürgermeister  
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